
„Ansprüche aus Erbfolgeregelung mit verfassungsfeindlichen Motiven“ 

 

Zusammenfassung: 

Am 29.2.2020 veröffentlichte der Tagesspiegel einen Gastbeitrag von Torsten Tristan Straub 

mit dem Titel „Der Staat sollte nicht mit Pseudo-Thronfolgern verhandeln“, in dem es unter 

anderem heißt: 

„Die Hohenzollern erheben ihre Ansprüche auf Grund einer Erbfolgeregelung mit 

verfassungsfeindlichen Motiven.“ 

„[...] welche sich mit eben diesem Vermögen auf die Beseitigung der verfassungsgemäßen 

Ordnung vorbereiten wollen - hier auf die Thronfolge als König von Preußen nach einer 

etwaigen Restauration der Monarchie.“ 

„Schon die Verhandlungen über etwaige Ausgleichsleistungen darf der Staat nicht so führen, 

dass er dabei den Auftritt von Prinz Georg Friedrich als Thronprätendent bzw. 

pseudomonarchischer „Chef des Hauses Hohenzollern“ anerkennt und andere mögliche 

„Erben und Erbeserben missachtet““. 

„Das ist die verfassungsfeindliche Intention des Testaments von 1950, worauf Prinz Georg 

Friedrich seine bevorzugte Erbenstellung und damit auch seine exklusiven Ansprüche an 

Bund und Länder stützen will.“ 

Vor dem Landgericht Berlin beantragte Georg Friedrich Prinz von Preußen den Erlass einer 

einstweiligen Verfügung gegenüber dem Tagesspiegel und Herrn Straub, mit der die 

Weiterverbreitung dieser (und weiterer) Äußerungen untersagt werden sollte.  

Im Hinblick auf die erstgenannte Äußerung nahm Georg Friedrich Prinz von Preußen den 

Antrag später zurück.   

Mit Beschluss vom 2.4.2020 untersagte das Landgericht Berlin die verbliebenen angegriffenen 

Aussagen, da es sich um falsche Tatsachenbehauptungen handele. 

Mit Schreiben vom 5.10.2020 forderte Georg Friedrich Prinz von Preußen darüber hinaus eine 

Geldentschädigung von Herrn Straub in Höhe von 7.000 €, da es sich bei der Behauptung, 

Georg Friedrich Prinz von Preußen würde die Beseitigung der verfassungsmäßigen Ordnung 

begehren und darüber hinaus „eine Machtübernahme als König von Preußen“ anstreben, um 

eine erhebliche Persönlichkeitsrechtsverletzung handele.    

Bisher wurde dieser Anspruch gerichtlich nicht weiterverfolgt. 

 







 

 
 






